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Fresenius Medical Care schließt sich gemeinsamer Klage von 

Patientenvertretern und Dialysebetreibern in USA an – geplante 

Verordnung benachteiligt bedürftige Dialysepatienten 
 

Fresenius Medical Care Holdings, Inc. (FMCNA) hat gemeinsam mit Patientenvertretern 

und anderen Dialyseanbietern in den USA eine Klage gegen das Inkrafttreten einer neuen 

Verordnung der amerikanischen Gesundheitsbehörde CMS (Centers for Medicare und 

Medicaid) eingereicht. Diese Verordnung würde – vereinfacht gesagt – verhindern, dass 

bedürftige Dialysepatienten einen über das Minimum hinausgehenden 

Krankenversicherungsschutz erwerben können, wenn sie von gemeinnützigen 

Wohlfahrtsorganisationen Zuschüsse zur Finanzierung ihres Versicherungsbeitrags 

erhalten. Bedürftige Dialysepatienten würden damit schlechter gestellt als andere 

bedürftige Patientengruppen, die weiterhin ihren Versicherungsschutz frei wählen dürfen. 

Dagegen wendet sich die Klage. 

 

Von der geplanten Verordnung betroffen wären bei FMCNA je nach Auslegung zwischen 

700 und 2.000 der insgesamt mehr als 180.000 Patienten mit terminaler 

Niereninsuffizienz, die das Unternehmen in den USA behandelt. Weltweit behandelt das 

Unternehmen über 300.000 Dialysepatienten in mehr als 3.500 Dialysezentren.  

 

Die betroffenen Patienten dürften entweder keine Unterstützung mehr erhalten oder 

müssten in Versicherungsprogramme wechseln, die ihnen deutlich weniger Leistungen 

anbieten. In der Folge würden auch die Betreiber von Dialysezentren deutlich niedrigere 

Vergütungen für die Behandlung dieser Patienten erhalten.  
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Viele bedürftige US-Amerikaner erhalten Zuschüsse von gemeinnützigen 

Wohltätigkeitsorganisationen, die ihnen helfen, eine Krankenversicherung zu finanzieren. 

Seit Jahrzehnten betreibt die American Kidney Fund (AKF) ein solches Programm zur 

Unterstützung von Patienten mit terminaler Niereninsuffizienz.  

 

Am 3. Januar 2017 hat die U.S. Generalanwaltschaft für den District of Massachusetts 

FMCNA aufgefordert, Informationen über die Subvention von 

Krankenversicherungsbeiträgen durch die AKF bereitzustellen. FMCNA kooperiert bei 

dieser Untersuchung. 

 

Fresenius Medical Care ist der weltweit führende Anbieter von Produkten und Dienstleistungen für 
Menschen mit Nierenerkrankungen, von denen sich weltweit mehr als 2,8 Millionen Patienten 
regelmäßig einer Dialysebehandlung unterziehen. In einem Netz aus 3.579 Dialysezentren betreut 
das Unternehmen weltweit 306.366 Dialysepatienten. Fresenius Medical Care ist zudem der 
führende Anbieter von Dialyseprodukten wie Dialysegeräten und Dialysefiltern. Im Bereich 
Versorgungsmanagement baut das Unternehmen sein Angebot zusätzlicher medizinischer 
Dienstleistungen rund um die Dialyse aus. Fresenius Medical Care ist an der Börse Frankfurt (FME) 
und an der Börse New York (FMS) notiert. 
 
Weitere Informationen im Internet unter www.freseniusmedicalcare.com/de. 
 
Rechtliche Hinweise: 
Diese Mitteilung enthält zukunftsbezogene Aussagen, die gewissen Risiken und Unsicherheiten unterliegen.  
Die zukünftigen Ergebnisse können erheblich von den zur Zeit erwarteten Ergebnissen abweichen, und  
zwar aufgrund verschiedener Risikofaktoren und Ungewissheiten wie z.B. Veränderungen der Geschäfts-, 
Wirtschafts-, und Wettbewerbssituation, Gesetzesänderungen, Ergebnisse klinischer Studien, Wechsel-
kursschwankungen, Ungewissheiten bezüglich Rechtsstreitigkeiten oder Untersuchungsverfahren und die 
Verfügbarkeit finanzieller Mittel. Fresenius Medical Care übernimmt keinerlei Verantwortung, die in dieser 
Mitteilung enthaltenen zukunftsbezogenen Aussagen zu aktualisieren. 
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